
 

 

 

Antragsunterlagen nicht-investive Vorhaben 

Angaben zu Trägerschaft • Gesellschaftsvertrag, Vereinssatzung o.ä. 
• ggf. Nachweis, dass der Träger nicht auf Gewinnerzielung 

ausgerichtet ist. 
• ggf. Trennungsrechnung 
• Nachweis LTO-Mitgliedschaft oder Zusammenarbeit 
• ggf. Kooperationsvereinbarung 

Vorhabenbeschreibung 
mit folgenden 
Mindestinhalten 

• Zuordnung zu den Fördergegenständen der Richtlinie (2.1) 
• detaillierte Beschreibung der Projektinhalte und 

Maßnahmen 
• Zeitplan 
• Beitrag zu den Zielen und Handlungsfeldern der BLT-

Strategie, erwartete Wirkungen und touristische 
Bedeutung 

• ggf. Aufgaben und Qualifikation des ggf. einzustellenden 
Personals 

• ggf. Erläuterung zu Projekt- und Kooperationspartnern, 
ggf. Beschreibung Wertschöpfungsketten (am Projekt 
beteiligte Partner/Unternehmen) 

• ggf. Kostenschätzung, Angebot, Entwurf Vergabevermerk 
Personalkosten • Berechnung der Personalkosten gem. Merkblatt zu 

Standardeinheitskosten (SEK) 
 
Upload SEK-Nachweise pro Person 

• Erläuterungen Tätigkeiten im Vorhaben 
Bei Einsatz vorhandenen Personals: 

• Erläuterungen Tätigkeiten beim Antragstellenden  
• Nachweis Anstellung (Arbeitsvertrag o.ä.) 
• Nachweis Qualifikation (letzter, höchster Abschluss) 

Finanzierung / 
Beihilferecht 

• Kosten- und Finanzplan 
• Eigenmittelnachweis (Kommunale Träger benötigen 

grundsätzlich einen Haushaltsbeschluss. Sollte dieser 
zum Ende der Antragsfrist nicht vorliegen, ist für die 
Antragstellung zunächst die Einreichung eines 
vorhabenbezogenen Beschlusses zur Finanzierung des 
Projektes und zu den Folgekosten möglich. Die 
Nachreichung des Haushaltsbeschlusses muss bis 
spätestens zur ARGE-Auswahlsitzung (üblicherweise 6 
Wochen nach Antragsfristende erfolgen.)) 

• Nachweis der Vorsteuerabzugsberechtigung, 
• ggf. Nachweis zum Drittmittelbezug 
• Erklärung zur beihilferechtlichen Relevanz 
ggf. De minimis- Erklärung 

Weitere Unterlagen • Scoringbogen nicht-investive Vorhaben 
• Datenschutzrechtliche Aufklärung 

 


